
> Aufsätze 

Rechtsfolgen bei übermäßiger 
Dauer des Verfahrens in 
Familiensachen 

Dr. Harald Vogel, w eit erer auf sicl it f ül irender Richter am Amt s­

gericht  Tempelhof -Kreuzberg a.D. 

Im familiengericht lichen Verfahren hat  jeder Beteiligt e 

nach deutschem Recht  einen Anspruch auf w irkungsvollen 

Rechtsschutz. Dieser Just izgew ährungsanspruch gebiet et , 

dass st reit ige Recht sverhält nisse inzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA angemessener Zeit  

geklärt  w erden, Art . 2 Abs. 1 i.V.m. Art . 20 Abs. 3 GG.'  M it  

zunehmender Verfahrensdauer verdicht et  sich die Ver­

pf licht ung des Gerichts, sich nachhalt ig um eine Förderung 

und Beendigung des Verfahrens zu bemühen. Die Gerichte 

müssen daher - w ie der BGH"  bet ont  - anhängige Verfah­

ren mit  der gebotenen Beschleunigung bearbeit en und bei 

Entscheidungsreife möglichst  zeit nah abschl ießen. Der aus 

dem Rechtsstaatsprinzip folgende Anspruch auf Just izge­

w ährung beinhalt et  insow eit  das Recht  auf eine Entschei­

dung innerhalb angemessener Frist . Dieses Postulat  ist  von 

großer Bedeut ung, w eil anderenfalls Tatsachen geschaffen 

w erden, die spät er nicht  ohne Weiteres rückgängig zu 

machen sind. 

Gleiches f o lgt  im Übrigen auch aus Art . 6 Abs. 1 Satz 1 

EMRK, der folgenden Inhalt  hat : 

„ Jede Person hat  ein Recht  darauf , dass über St reit igl<eit en 

in Bezug auf  ihre zivilrecht lichen Ansprüche und Verpf lich­

t ungen oder über eine gegen sie erhobene st rafrecht liche 

Anklage von einem unabhängigen und unpart eiischen, auf  

Geset z beruhenden Gericht  in einem fairen Verfahren, öf fent ­

lich und innerhalb angemessener Frist^ verhandelt  w ird."  

Diese Norm st ellt  klar, dass das Gericht  in angemessener 

Zeit  nicht  nur verhandeln, sondern auch entscheiden muss.'*  

In Kindschaftssachen kommt diesem Postulat  besonders 

große Bedeutung zu. Denn mit  einer zunehmenden Verfah­

rensdauer kann „ eine Ent f remdung oder eine Kont inuit ät  

zum Nachteil des anderen Elternteils zunehmen, sodass 

nicht  mehr der Richter, sondern die Zeit abläufe den St reit ­

fall entscheiden."5 M it  Rücksicht  hierauf hat  auch der 

EuGHMR seiner Entscheidung vom 17.1.2012' den folgen­

den Leitsatz vorangest ellt : 

„ Art . 8 Abs. 1 EMRK begründet  die ungeschriebene, be­

sondere Sorgfalt spf licht  des St aat es, einen Umgangs­

recht sst reit  zügig zu ent scheiden, um fakt ische Verfahrens­

erledigungen durch Zeit ablauf  zu verhindern."  

In den Gründen führt  der Gericht shofaus, dass „ in Rechts­

sachen, die das Verhält nis einer Person zu ihrem Kind be­

t ref f en, wegen des Risikos einer fakt ischen Erledigung 

durch Zeit ablauf eine besondere Sorgfalt spf licht  gilt . Die­

se Sorgfalt spf licht  ist  bei der Beurt eilung der Frage ent ­

scheidend, ob ein Umgangsrechtsst reit  in angemessener 

Frist  gemäß Art . 6 Abs. 1 der Konvent ion verhandelt  w ur­

de und ist  zugleich eine der in Art . 8 implizit  ent halt enen 

verf ahrensmäßigen Vorausset zungen."  

Bei übermäßiger Dauer eines Gericht sverfahrens greif t  

zum Schutz der Bet eiligt en in erst er Linie das Gesetz über 

den Rechtsschutz bei Uberlangen Gericht sverfahren und 

st raf recht lichen Ermit t lungsverfahren vom 24.11.2011' 

ein. Vorausset zung des Ent schädigungsanspruchs ist  die 

VerfahrensrUge. Sie set zt  ein Verschulden des Richters 

nicht  voraus.* *  Die Bet rof fenen können sich danach in 

zwei St ufen gegen über lange Gericht sverfahren w enden. 

Verzögert  ein Richter nach Ansicht  der Bet eiligt en das 

Verfahren unzumut bar lange, hat  der Bet rof fene das 

zunächst  zu rügen und so dem Gericht  die M öglichkeit  

der Abhilf e zu geben. Verzöger t  sich das Verfahren t rot z 

dieser Rüge w eit er , kann in einer zw eit en St ufe klage­

w eise eine Ent schädigung von bis zu 1.200 EUR pro Jahr 

für die mit  der Verzögerung verbundenen Nachteile ver­

langt  w erden. 

Da die Verzögerungsrüge nach § 198 Abs. 3 Satz 1GVG 

nur die mat er iell-recht lichen Vorausset zungen des Ent­

schädigungsanspruchs regelt , selbst  aber keine verb ind­

liche Beschleunigung des Ausgangsverfahrens in Aussicht  

st ellt , ergibt  sich das Problem, ob die sog. Unt ät igkeit s­

oder besser: Beschleunigungsbeschw erde neben der 

Verzögerungsrüge (w eit erhin) noch best eht . 

Der BGH' hat  ent schieden, dass seit  Inkraf t t ret en des 

Gesetzes über den Rechtsschutz bei über langen Gerichts­

verfahren und st raf recht lichen Ermit t lungsverfahren eine 

Unt ät igkeit sbeschw erde nicht mehr st at t haf t  ist . Diese 

Rechtsansicht  bekräf t igt  er erneut  in seiner Entscheidung 

vom 30.4.2014.' ° Wie f ragw ürdig gerade in Familiensachen 

diese M einung ist , hat  der Aut or in seiner Abhandlung 
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„ Verzögerungsrüge versus Unt ät igkeit s- oder Beschleuni­

gungsbeschwerde in Kindschaf t ssachen" "  im Einzelnen 

dargelegt . Diese Ansicht  w ird auch get eilt  vonzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA Fischer,'-' '  

Zimmermann,'^ Völl<erlClausius,'"  Alt hammer," ' Ossen-

bähl" ' und Rixe.'^ Durch die f rühere Rechtsprechung des 

EuGHMR'*'  sieht  sich der Verfasser in seiner Rechtsansicht  

bestät igt . Denn danach ging der Beschleunigungsrechts­

schutz dem Ent schädigungsrecht sschut z st et s vo r ."  Im 

Einzelnen hat te derGericht shof darauf hingew iesen, dass 

ein kompensatorischer Rechtsbehelf , der allein im Nach­

hinein eine f inanzielle Ent schädigung gew ährt , nicht ' "  

ausreicht , sondern der bet ref fende Staat  verpf licht et  

ist , zusät zlich einen prävent iven oder beschleunigenden 

Rechtsbehelf  zur Verfügung zu st ellen. Spät er hat  der 

EuGHMR"  seine Aussage relat iviert . Er geht  nunmehr da­

von aus, dass jeder Konvent ionsstaat  auch die Entschei­

dungsf reiheit  darüber hat , ob er einen Rechtsbehelf  auf 

Beschleunigung des Verfahrens und einen anderen auf 

Wiedergutmachung einführtzyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA oder ob er sich auch dafür 

entscheidet , nur einen Rechtsbehelf  auf Wiedergut ma­

chung zu schaf fen. Die Konvent ionsstaaten haben mit hin 

einen „ gew issen Beurt eilungsspielraum hinsicht lich der 

Art  und Weise, w ie sie den von Art . 13 EMRK verlangt en 

Rechtsbehelf  zur Verfügung stellen und ihren Verpf lich­

tungen nach dieser Vorschrif t  nachkommen w o l len ." "  

Auch wenn der EGMR die prävent iven und kompensat ori-

schen Rechtsschutzbehelfe nunmehr als gleichw ert ig' '  

ansieht , so bleibt  dennoch die psychologische Erkenntnis 

bestehen, dass der Faktor Zeit  in kindschaf t srecht lichen 

Angelegenheiten von enormer Bedeut ung ist . Wie w icht ig 

die Herausstellung des Grundsatzes der Beschleunigung ist , 

w ird besonders deut lich in der Bearbeit ung der Kindschaf ts­

sachen der elt erlichen Sorge und des Umgangsrechts. In 

diesen Verfahren besteht  in erheblichem Umfang die Gefahr 

einer fakt ischen Präjudizierung.' *  Deshalb sollt e jeder Fami­

lienrichter bei der Bearbeit ung von Kindschaftssachen auch 

das kindliche Zeitempf inden hinreichend berücksicht igen. 

Denn „ dem Faktor Zeit  und damit  dem kindlichen Zeitemp­

f inden kommt eine herausragende Bedeut ung zu, da die 

Entstehungvon Bindungen des Kindes und dieTrennung von 

seiner Bezugsperson nur unter Einbeziehung dieser Aspekte 

sinnvoll beurt eilt  werden könnt en." '^ In diesem Zusammen­

hang weist  Det t enborn^^ eindringlich darauf hin, dass „ der 

bewusste Umgang mit  dem Zeit fakt or unter dem Aspekt  

w icht ig ist , das Kindeswohl zu gew ährleist en und nicht  durch 

unangemessene Verfahrensdauer, aber auch nicht  durch 

schemat ische Handhabung des Beschleunigungsgebots zu 

gefährden."  Weiter führt  er aus: 

„ Insgesamt  aber eröf fnet  sich w iederum ein Feld der Risiko­

abwägung. Sowohl schleppender Fort gang w ie auch undif -

ferenziert e Beschleunigung können kindeswohlschädlich 

sein. Die Folgen schleppenden und verschleppt en Verfah­

rensablaufs sind bekannt  und viel diskut iert , z.B. die Ent ­

f remdung zw ischen Kind und Umgangselt ernt eil. Zu den 

Risiken unkont rolliert er Beschleunigung gehören inst abile 

Einigungen, Verlagerung von Konf likt inhalt en, damit  even­

t uell auch die Zement ierung belast ender Umst ände für das 

Kind und ferner vernachlässigt e Erkundung des Kindeswil­

lens oder der Bindungen."  

Hieraus ergibt  sich, dass vor allem in kindschaf t srecht lichen 

Verfahren dem Richter in jedem Einzelfall eine ausreichende 

Vorbereit ungs- und Bearbeit ungszeit zurVer f ügungst ehen 

muss, die der Schw ierigkeit  und Komplexit ät  der Rechtssa­

che,"  aber auch der Bedeut ung für die Bet eiligt en' '  Rech­

nung t rägt . Zur Ausübung seiner verfahrensgestalt enden 

Befugnisse ist  ihm ein w eit er Gestalt ungsspielraum zuzubil­

ligen." '  Dieser Freiraum muss besonders w eit  gefasst  sein, 

w eil nicht  die rasche Verfahrenserledigung das vorrangige 

Ziel ist , sondern „ das Kindeswohl im Vordergrund st eht ." ' "  

Stehen jedoch im Bereich des Sorge- und Umgangsrechts 

Beschränkungen im Raum, so besteht  hier ein besonders 

st renger PrUfungsmaßst ab. Denn etwaige Beschränkungen 

„ bergen die Gefahr, dass die Famiiienbeziehungen zw ischen 

einem kleinen Kind und einem oder beider Elternteile abge­

brochen w erden." "  

M it  Rücksicht  h ierauf hat  der EMRK ein Umgangsverfah­

ren von sechs Jahren und fünf Monat en über drei Inst an­

zen, davon vier Jahre vor dem OLG, als unverhält nismäßig 

lang qual if izier t ."  Heilmann und Salgo^^ kr it isieren in der 

11 FPR 2012, 528. 

12 M üKo-FamFG, 2. Aufl. 2013, § 58 Rn 80. 

13 M üKo-ZPO, 4. Aufl. 2013, § 198 GVG Rn 3. 

14 Das familienrechtliche Mandat, 6. Aufl. 2014, § 1 Rn 80 ff. 

15 JZ 2011, 446, 452. 

16 DVBL 2012, 857, 860 f. 

17 FamRZ 2012,1124,1126. 

18 FamRZ 2012,1123. 

19 Schmid, FamRB 2014,184,189. 

20 Hervorhebung durch den Verfasser. 

21 NJW 2007,1259. 

22 NJW 2007,1259,1263. 

23 Althammer, JZ 2011, 446, 447. 

24 Heilmann, Kindliches Zeitempfinden und Verfahrensrecht, 

1998, S. 24. 

25 Heilmann, Kindliches Zeitempfinden und Verfahrensrecht, 

1998, S. 21. 

26 Kindeswehl und Kindeswille, 4. Aufl. 2014, S. 137. 

27 BGH FamRZ 2014, 933, 935. 

28 EMRK NJW 2010, 3355. 3356-

29 EMRK FamRZ 2011,1125,1126; BGH FamRZ 2014, 933, 935. 

30 Fischer, FamRB 2014, 290, 291. 

31 EMRK FamRZ 2011,1125,1126. 

32 EMRK FamRZ 2011,1125. Vgl. hierzu auch die Stellungnahme von 

Meller-Hannich, KammerForum 2014, 3, 5. 

33 FamRZ 2014, 705, 707. 

Ff 11/2014 435 



) Aufsätze 

Anmerkung zum Beschluss des BGH vom 22.1.2014,' ' '  das 

die Rückf ülirung des Kindes aus einer Pf legefamilie zum 

Inhalt  hat t e, dass dieser das kindliche Zeit empf inden „ bei 

einer Verfahrensdauer von drei Jahren in einer Instanz, die 

nicht  Tat sachen-, sondern nur Rechtsinstanz ist " , nicht  

gew ahrt  hat . Gerade die Vorschrif t  des § 1632 Abs. 4 BGB 

ent hält  wegen des Tat best andsmerkmals „ Lebt  das Kind 

seit  längerer Zeit  in Familienpf lege"  die verpf licht ende 

Berücksicht igung des kindlichen Zeit empf indens."  Bei 

einem Konf likt  zw ischen Eltern und Pf legeelt ern ist  aus­

schlaggebend allein das Kindesw ohl.' '  Deshalb f ühren zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
Salgo/Lack zut ref fend aus, dass „ allein die Dauer des 

Pf legschaf t sverhält nisses zu einer Verbleibensanordnung 

nach § 1632 Abs. 4 BGB führen kann, w enn eine schwere 

und nachhalt ige Schädigung des körper lichen oder see­

lischen Wohlbef indens des Kindes bei seiner Herausgabe 

zu enwarten ist ."  In diesem Zusammenhang kommt dem 

kindlichen Zeit empf inden, das in Beziehung zum Kindes­

alt er zu setzen ist ,"  große Bedeut ung zu: 

Je jünger das Kind ist , umso länger w ird ihm eine Zeit ­

spanne erscheinen, und umso länger ist  auch die Zeit  in 

Beziehung zur Dauer seines bisherigen Lebens, sodass es 

schon einen recht  langen Zeit raum darst ellt , wenn ein 

einjähriges Kind seit  einem halben Jahr in einer Pf legefa-

milie gelebt  hat ." ^^ 

Dem Faktor Zeit  kommt auch in anderen Rechtsgebieten 

große Bedeutung zu. Als Beleg hierfür soll zunächst  das 

Übereinkommen über die zivilrecht lichen Aspekte int erna­

t ionaler Kindesent führung vom 25.10.1980"  dienen. Bereit s 

Art . 1 HKindEnt fÜbk nennt  das Ziel des Übereinkommens, 

das u.a. darin besteht , diezyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA sofortige'"' Rückgabe w iderrecht ­

lich in einen Vert ragsstaat  verbrachter oder dort  zurück­

gehaltener Kinder sicherzustellen. Zu diesem Zweck wenden 

die Vert ragsstaaten ihre schnellstmöglichen* ' Verfahren an, 

Art . 2 Satz 2 HKindEnt fÜbk. Gemäß Art . 11 Abs. 1 HKindEnt­

fÜbk haben die Gerichte oder Verw alt ungsbehörden in Ver­

fahren auf Rückgabe von Kindern mit der gebotenen Eile*^ zu 

handeln. Grundsät zlich sollen die mit  der Sache befassten 

Gerichte oder Verw alt ungsbehörden eine Entscheidung in­

nerhalb von sechs Wochen'* ' nach Eingang des Ant rages 

t ref fen. Wird diesem Beschleunigungsgrundsatz nicht  ent ­

sprochen, so hat  der EGMR dargelegt , dass dem Vater Ersatz 

sow ohl seines Vermögensschadens als auch seines Nicht -

vermögensschadens zuzusprechen ist , wenn die Behörden 

eines Staates nicht  alles getan haben, was von ihnen ver­

nünf t igerweise erwart et  werden kann, um die rasche Voll­

st reckung der von ihren Gerichten für vollst reckbar erklärt en 

Entscheidungen ausländischer Gerichte herbeizuführen, in 

denen die Mut t er eines Kindes verpf licht et  w orden war, 

das Kind an den allein sorgeberecht igten Vater heraus­

zugeben." *  

Auch in dem Scheidungsfolgenrecht  spielt  der Faktor Zeit  

eine große Rolle. Nach § 140 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 FamFG kann 

eine Folgesache vom Verbund abget rennt  w erden, wenn 

sich der Scheidungsausspruch so außergew öhnlich ver­

zögern w ürde, dass ein w eit erer Aufschub unter Berück­

sicht igung der Bedeut ung der Sache eine unzumut bare 

Härte darstellen wurde und ein Ehegat te die Abt rennung 

beant ragt . Der Grund für die Verzögerung ist  ohne Bedeu­

t ung. Es spielt  daher keine Rolle, ob die außergew öhnliche 

Verzögerung auf Umst änden beruht , die in der Sphäre des 

Gerichts oder der Beteiligt en ent standen sind.''^ 

Schl ießl ich kann eine über lange Verfahrensdauer auch 

Amt shaf t ungsansprüche nach § 839 BGB i.V.m. Art . 34 

Satz 1 GG begründen. Dass das der Fall sein kann, ergibt  

sich bereit s aus der Begründung des Deutschen Bundes­

t ages zum Gesetz über den Rechtsschutz bei über langen 

Gericht sverfahren und st raf recht lichen Ermit t lungsver­

f ahren, w o im Einzelnen ausgef ühr t  w ird : 

„  Weit ergehende Ansprüche aus Amt shaf t ung werden durch 

diese neue Ent schädigungsregelung (sie: Verzögerungen 

gemäß den §§ 198-201 GVG) aber nicht  ausgeschlossen."  

Die Klage auf Schadenersatz w egen Amt spf licht ver let ­

zung gemäß § 839 BGB i.V.m. Art . 34 GG hindert  daher 

eine w eit ere Klage auf Ent schädigung nach § 198 GVG 

nicht .* '  Der Amt shaf t ungsanspruch bleibt  daher von dem 

Ent schädigungsanspruch des § 198 GVG unberührt ,* '  d.h. 

eine Klage auf Schadenersatz w egen Amt spf licht ver let ­

zung hindert  nicht  eine w eit ere Klage auf Ent schädigung 

nach § 198 GVG.*^ Beruht  die übermäßig lange Verfah­

rensdauer auf dem nachlässigen Verhalt en des Richters, 

so verst ößt  dieser gegen die dr it t bezogene Amt spf licht  

34 FamRZ 2014, 543. 

35 Salgo/Lack, Das Recht der Pflegekindschaft, in: Prenzlow, Hand­

buch Elterliche Sorge und Umgang, 1. Aufl. 2013, S. 272,29 Rn 1322. 
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18. Aufl. 2014, § 140 Rn 10; MUKo-FamFG/He/fer, 2. Aufl. 2013, 

§ 140 Rn 51. 
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zur zügigen Arbeit sw eise, § 839 Abs. 2 Satz 2 BGB.* ' 

Erfasst  sind hierbei alle prozessleit enden M aßnahmen, 

die objekt iv darauf ger icht et  sind, die Rechtssache durch 

Urt eil zu ent scheiden, also die Grundlagen für die Sach­

ent scheidung zu gew innen.^"  Das Richt erspruchprivileg^ ' 

greif t  gemäß der Vorschrif t  des § 839 Abs. 2 Satz 1 BGB 

hier nicht  ein. Daher w äre der Anspruch auf Haf t ung bei 

Amt spf licht verlet zung an sich auch bei einfacher und 

nicht  nur bei grober Fahr lässigkeit  und Vorsat z begrün­

det . Nach der Rechtsprechung des BGH^' greif t  in diesem 

Bereich ein Schuldvorw urf aber nur bei besonders groben 

Verst ößen ein. In Bet racht  kommt daher nur eine Haf t ung 

für grobe Fahr lässigkeit  und Vorsat z. 

Die übermäßige Verzögerung der gericht lichen Entschei­

dung kann darüber hinaus auch die Ablehnung der Besorg­

nis der Befangenheit  begründen."  Nach § 42 Abs. 2 ZPO 

f indet  die Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit  

st at t , wenn ein Grund vorliegt , der geeignet  ist . M isst rauen 

gegen die Unparteilichkeit  eines Richters zu recht fert igen. 

Dabei kommt es darauf an, ob aus der Sicht  des Ablehnen­

den genügend objekt ive Gründe vorliegen, die vom St and­

punkt  eines ruhig und vernünf t ig denkenden Beteiligt en 

Anlass geben, an der Unvoreingenommenheit  des Richters 

zu zweifeln. Auch wenn eine stark verzögert e Bearbeit ung 

der Sache im Allgemeinen noch keinen Ablehnungsgrund 

darst ellt , gilt  etwas anderes, wenn das verfahrensrecht liche 

Vorgehen des Richters sich von der normalerweise üblichen 

Verfahrensbearbeit ung so sehr ent fernt , dass sich für den 

Bet rof fenen der Eindruck einer sachw idrigen, auf Voreinge­

nommenheit  beruhenden Benachteiligung geradezu auf­

drängt . Das kommt insbesondere dann in Bet racht , wenn 

der Richter eine Sache unter Nicht beant w ort ung von Erin­

nerungsschreiben der Beteiligt en lang andauernd nicht  

bearbeitet  und dieses Vorgehen aus der verst ändigen Sicht  

eines in gleicherw eise w ie die Beteiligt en auf Rechtsge­

w ährung angewiesenen Drit t en einer Rechtsverweigerung 

gleichkommt.^*  Die Begründet heit  der Richterablehnung ist  

auf grobe, den Beteiligten nicht  mehr zumutbare Verzöge­

rungen beschränkt ."  Nach OLG Karlsruhe'»' kann ein Rich­

ter wegen Besorgnis der Befangenheit  abgelehnt  w erden, 

wenn von einem Elternteil nach Einstellung der Besuchs­

kontakte zu den Kindern eine gericht liche Regelung des 

Umgangsrechts angeregt  w ird und dieses Gesuch mit  star­

ker Verzögerung bearbeit et  w ird. Nach OLG Dresden"  kann 

ein Richter, der in einer Zugewinnausgleichssache von er­

heblicher w irt schaf t licher Bedeutung zwei Jahre lang keine 

verfahrensfördernde M aßnahme t r if f t , wegen Besorgnis der 

Befangenheit  abgelehnt  w erden. 

Neben dem Ant rag auf Besorgnis der Befangenheit  bei un-

zumut barererVerfahrensverzögerung kann schließlich auch 

eine Dienstaufsichtsbeschwerde in Bet racht  kommen. Denn 

nach § 26 Abs. 2 DRiG umfasst  die Dienstaufsicht  auch die 

Befugnis „ zur unverzögert enEr ledigungder Amt sgeschäf t e"  

zu ermahnen, sofern die richterliche Unabhängigkeit  nicht  

beeint rächt igt  w ird, § 26 Abs. 1 DRiG. Die Dienstaufsicht  im 

Bereich der richterlichen Tät igkeit  ist  eng begrenzt .^ ' Sie darf 

niemals auf diezyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA konkrete Sachbehandlung Einf luss neh­

m en."  Daher hat  der BGH seiner Entscheidung vom 

6.11.1986' ° den folgenden Leitsatz vorangest ellt : zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
„ Es ist  unzulässig, dass der Dienst vorgeset zt e einen Rich­

t er ersucht , ganz best immt e Verfahren aus seinem Dezer­

nat  umgehend zu bearbeit en."  

Bei der Dienst aufsicht  handelt  es sich daher „ nicht  um 

einen Rechtsschutz für den Einzelnen" "  d.h. dem jew eil i­

gen Beschw erdef ührer st eht  kein subjekt ives Recht  zu, 

dass die Dienst aufsicht  auch einschreit et . Dieser st eht  

hierzu vielmehr ein Ermessen zu . "  Daher best eht  keine 

M öglichkeit  für den Bet rof f enen, in einem konkret en Fall 

sein Recht  auf r icht erliche Ent scheidung in angemessener 

Zeit  durchzuset zen."  

Auch die Rügemöglichkeit  nach § 321a ZPO hilf t  bei uber­

langer Dauer des Verfahrens in Familiensachen nicht  

w eit er . Denn die Anhörungsrüge f indet  nach dem Wort ­

laut  dieser Norm nur Anw endung auf die Verlet zung des 

Anspruchs auf recht liches Gehör und nicht  auch auf die 

Verlet zung anderer Verfahrensgrundrechte.^*  
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